
Vorschläge für eine realistischere
Einbürgerungspolitik

Autor(en): Anderegg, Roger

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Nebelspalter : das Humor- und Satire-Magazin

Band (Jahr): 94 (1968)

Heft 14

Persistenter Link: https://doi.org/10.5169/seals-507647

PDF erstellt am: 09.05.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-507647


Vorschläge für eine realistischere
Einbürgerungspolitik

Das Verfahren ist - wie so vieles
in diesem Lande - nicht einheitlich

geregelt. Sind die übrigen
Bedingungen, wie Dauer des Aufenthaltes,

guter Leumund usw., einmal
erfüllt, haben sich einbürgerungswillige

Ausländer auch über ihr
staatsbürgerliches Wissen
auszuweisen. An manchen Orten werden

zu diesem Zwecke eigentliche
Prüfungen in Staatskunde
abgehalten, an anderen wieder begnügt
man sich weniger schulmeisterlich
mit einem Gespräch, das über das
Interesse des Bewerbers an
kommunalen und nationalen Belangen
Auskunft geben soll. Das Resultat
entscheidet mit darüber, ob der
Bewerber würdig ist, ins Bürgerrecht

aufgenommen zu werden.

Der Verdacht, dieses Prüfungssystem

sei nicht ganz hieb- und
stichfest, drängt sich auf. Mancher
Eingebürgerte, der die Hürde der
staatsbürgerlichen Prüfung mit
Bravour nahm, wurde doch nie
ein echter Schweizer. Uns ist in
der Tat der bedenkliche Fall eines
Südländers bekannt, der zwar die
Namen der Landesväter mit
erstaunlicher Geschwindigkeit
vorsagen konnte, aber noch heute
jeden Mittag fremdländische
Gerichte wie Pizza und Spaghetti
verspeist und die gut schweizerische

Rösti mit Verachtung straft.
Von Assimilation kann hier im
Ernst nicht die Rede sein. Eine
realistischere Einbürgerungspolitik
tut deshalb not!
Getreu den Worten eines Bundes¬

rates, wonach sich ein beträchtlicher

Teil unseres staatsbürgerlichen
Lebens im Wirtshaus

vollziehe, hätten künftighin Prüfungen
für Einbürgerungswillige in eben-
diesem Hort schweizerischer Eigenart

stattzufinden. Um ein
zuverlässiges Bild über die tatsächliche
Assimilationsfreudigkeit des
Bewerbers zu erhalten, könnte so

vorgegangen werden: Die Jury,
bestehend aus dem Prüfling nicht
bekannten Vertrauensleuten der
Gemeinde, nimmt in einer
Wirtschaft Platz, und zwar setzt sich
jedes Mitglied an einen separaten
Tisch. Aus prüfungstechnischen
Gründen hat jedoch mindestens
ein Tisch unbesetzt zu bleiben. Der
Kandidat wird nun in die Wirtsstube

geführt, und von diesem
Moment an entscheidet sein Verhalten

darüber, ob ihm das Bürgerrecht

ohne Bedenken zugesprochen
werden kann.

Den schwierigsten Punkt hat der
Kandidat gleich zu Beginn zu
bewältigen. Sollte er sich nicht an
den freien Tisch, sondern zu einem
der Prüfungsexperten setzen, so
ist die ganze Prozedur vorzeitig
beendet, weil solches Tun
schweizerischer Gepflogenheit zutiefst
widerspricht. Der Bewerber kann
sich erst wieder nach angemessener

Frist zur Prüfung anmelden.
Ist diese Klippe aber glücklich
umschifft, so naht in der Person
einer attraktiven Serviertochter der
zweite kritische Moment. Sollte sie
sich beim Bedienen des Kandidaten

zu einer Bemerkung wie etwa:
«So, so, nüt do! Sie sind mir denn
aber einer .» genötigt sehen, so
muß das sehr positiv bewertet
werden. Falls der Kandidat nach
einer Weile das Lokal verläßt und
zu seinem Betreuer - der ihn
außerhalb der Wirtsstube erwartet

- äußert, er habe zu Hause
eine nützliche Arbeit zu erledigen,
so ist der Beweis erbracht, daß er
sich keinen Deut um politische
Fragen schert. Von einem gewissen

Zeitpunkt an ist es einzelnen
Mitgliedern der Jury erlaubt, auf
die Anbiederungsversuche des
Bewerbers einzugehen. Einige zum

voraus bestimmte Prüfungsexperten
haben sich jedoch ihr kühles

Urteilsvermögen zu erhalten. Steigt
im weiteren Verlauf die Lust des

Kandidaten, politische Fehlentscheide

auf kommunaler, kantonaler
und nationaler Ebene

anzuprangern, in einem klar ersichtlichen

Verhältnis zu seinen Konsu-
mationsgewohnheiten, so gilt eine
wichtige Bedingung als erfüllt. Das
trifft auch dann zu, wenn der
Prüfling zu einem Jass einlädt.
Mit besonderer Auszeichnung würde

demjenigen Bewerber das
Bürgerrecht zuerkannt, dem es
gelänge, gemeinsam mit den Mitgliedern

der Jury einen Verein, gleich
welcher Zielsetzung, zu gründen.
Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts

könnte in einem solchen
Sonderfall in Betracht gezogen
werden. Sollten bei dieser
Gründungsversammlung Experten und
Kandidat wegen Nichtbeachtung
der Polizeistunde gebüßt werden,
so hätten aus naheliegenden Gründen

die Behörden die Kosten zu
übernehmen.
Zweifellos würde eine nach diesen

Vorschlägen gestaltete realistische

Einbürgerungspolitik das

Mißtrauen, mit dem der bisherigen
Praxis begegnet wird, aus der Welt
schaffen und der schleichenden
Ueberfremdung den Eintritt durch
die Hintertür verwehren. Nur
hundertprozentig Assimilierte kämen
auf diese Weise in den Genuß des

Bürgerrechtes. Einige fortschrittliche

Gemeinden haben sich
bereits einverstanden erklärt, ihre
Einbürgerungspraxis den neuesten
Erkenntnissen anzupassen. Der Leser

wird deshalb gebeten, nicht
unfairerweise einbürgerungswillige
Ausländer über die künftigen
Prüfungsbestimmungen zu orientieren.

Roger Anderegg
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